
 
 

economiesuisse 
Hegibachstrasse 47 
Postfach  CH-8032 Zürich 
Telefon +41 44 421 35 35 
Telefax +41 44 421 34 34 

Verband der Schweizer Unternehmen 
Fédération des entreprises suisses 
Federazione delle imprese svizzere 
Swiss Business Federation 
www.economiesuisse.ch 

 

Bundesamt für Gesundheit (BAG) 
Frau Karin Schatzmann  
3003 Bern 
Email: karin.schatzmann@bag.admin.ch 
und dm@bag.admin.ch 
 

 

 

4. August 2015 
 
Vernehmlassung KVG-Revision: Gesetzliche Anerkennung der Verantwortung der Pflege  
(11.418 Pa.Iv.)  
  
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Im Schreiben vom 24. April 2015 hat uns Herr Kommissionspräsident Nationalrat Guy Parmelin 
eingeladen, im Rahmen der Vernehmlassung der KVG-Revision „Gesetzliche Anerkennung der 
Verantwortung der Pflege (11.418 Pa.Iv.)“ eine Stellungnahme einzureichen. Wir danken für die 
Möglichkeit zur Meinungsäusserung. Unsere Stellungnahme basiert auf einer breit abgestützten 
Umfrage bei unseren Mitgliedern.  

Als nationaler Dachverband der Wirtschaft setzt sich economiesuisse im Interesse einer hohen Qualität 
im Gesundheitswesen für ein wettbewerbsorientiertes, innovatives und leistungsfähiges 
Gesundheitssystem ein. Um dieses Ziel zu erreichen, bedarf es einer freiheitlichen und 
wettbewerbsfreundlichen Regulierung, welche die Akteure nicht zu stark in ihrer Handlungsfähigkeit 
einschränkt. 
 
Zusammenfassung 

economiesuisse lehnt den vorliegenden Gesetzesentwurf in dieser Form ab. Die 
Fragmentierung im Gesundheitswesen würde damit zunehmen und unerwünschte Kostenfolgen 
nach sich ziehen. Die Stellung der Pflege sollte alternativ im Rahmen von integrierten 
Versorgungsmodellen gestärkt werden. Dies verbessert die Grundversorgung durch 
interdisziplinäre Zusammenarbeit. 
 
Grundsätzliche Bemerkungen zur Vorlage 

economiesuisse anerkennt die Leistungen der Pflegenden. Wir begrüssen auch die Absicht der 
vorliegenden Parlamentarischen Initiative, den Berufsstatus der Pflegefachpersonen aufzuwerten. 
Pflegefachpersonen sollen mit ihren spezifischen Kompetenzen besser wahrgenommen und ihre Rolle 
in einer patientenzentrierten Gesundheitsversorgung gestärkt werden. Dies soll dazu beitragen, die 
Attraktivität des Pflegeberufs zu erhöhen, die Rekrutierung von jungen Erwachsenen und 
Wiedereinsteigerinnen zu erleichtern und die Verweildauer im Beruf zu verlängern. 
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Als Massnahme sieht die Parlamentarische Initiative für die Pflegefachpersonen neu einen direkten 
Zugang zu den Patientinnen und Patienten vor. Eine Anweisung oder ein Auftrag eines Arztes oder 
einer Ärztin ist nicht mehr nötig. Dies betrifft einen Teil der Pflegeleistungen, nämlich die Leistungen 
der Abklärung, Beratung und Koordination sowie der Grundpflege. Es gilt sowohl im Spital als auch als 
Hilfe zu Hause. Selbständig tätige Pflegefachperson auf eigene Rechnung, Angestellte eines 
Pflegeheims und Angestellte einer Organisation der Krankenpflege sollen davon profitieren. Für die 
Behandlungspflege dagegen ist weiterhin ein Auftrag oder eine Anordnung eines Arztes oder einer 
Ärztin erforderlich. Der Bundesrat soll die Leistungen definieren. Dazu soll er Pflegefachpersonen 
ausdrücklich in den Katalog der Leistungserbringer nach Artikel 35 Absatz 2 KVG aufnehmen. Weitere 
Bestimmungen zu den Pflegefachpersonen sind entsprechend anzupassen. 

Ein Minderheitsantrag stellt sich gegen den Vertragszwang, der sich neu auf die Pflegenden ausweitet. 
Sie schlägt als Alternative die Vertragsfreiheit in diesem Bereich vor. 

 

Konkrete Beurteilung der Vorlage 

Mit Einführung des Krankenversicherungsgesetz (KVG) im Jahre 1994 wurden drei Ziele verbunden: 
die Schliessung von Lücken im Leistungskatalog, die Solidarität verbessern und die 
Kosteneindämmung. Die ersten zwei Ziele wurden erfüllt. Nur die Kosteneindämmung hat das KVG 
verfehlt. Grund dafür sind die 13 Leistungserbringergruppen, die meist unkoordiniert Leistungen 
zuhanden des KVG abrechnen können. Mit der Gesetzesvorlage käme eine 14. Gruppe dazu. 
Einerseits würde dies ein Präjudiz schaffen für weitere Leistungserbringergruppen, einen gleichen 
Antrag zu stellen, und andererseits würde dies die Fragmentierung unseres Gesundheitswesens 
verstärken. Unser Gesundheitswesen braucht jedoch mehr koordinierte Betreuung und nicht weniger. 
Denn mit der Zunahme von chronischen, multimorbiden Patienten muss die Versorgung künftig noch 
besser abgestimmt werden. Die Leistungserbringer sollen sich vermehrt absprechen. Diese 
Koordination kann über den Hausarzt geschehen (Hausarztmodelle) oder im Rahmen von integrierten 
Versorgungsmodellen (HMO etc.). Die Pflege sollte in diesen Modellen eine massgebliche Rolle 
spielen. Inwieweit sich diese Rolle sinnvollerweise ausbauen lässt, möchten wir den Fachleuten 
überlassen. Die Krankenversicherer und die Ärzte sollen im Rahmen von integrierten Verträgen hier 
ihren Beitrag leisten. Eine intensivere Zusammenarbeit v.a. zwischen Arzt-und Pflegeberufen erachten 
wir als sinnvoll. Das Potenzial der Pflegenden könnte auch helfen, einen allfälligen Ärztemangel zu 
mildern. Die klassische Arbeitsteilung muss aus Sicht der Wirtschaft weiterentwickelt werden. Der 
vorliegende Gesetzesentwurf wird jedoch die Versorgung der Patienten verteuern und tendenziell 
sogar verschlechtern. Sie wird, ohne grossen Nutzen für die Patienten, zu einem Kostenschub führen. 

 
Beurteilung des Minderheitsantrages (Bortoluzzi, de Courten,  Parmelin) 

Der Minderheitsantrag stellt sich gegen den Kontrahierungszwang, den die Vorlage für die 
Krankenversicherer impliziert. Mit der vorgeschlagenen Vertragsfreiheit bei den Pflegenden würde 
tatsächlich das Kostenproblem entschärft. Die Krankenversicherer hätten mit der Vertragsfreiheit ein 
gutes Instrument, die Wirtschaftlichkeit der Pflegenden zu prüfen. Die Fragmentierung der Versorgung 
bliebe hingegen bestehen. Bei den alternativen (und koordinierten) Versicherungsmodellen ist es heute 
schön möglich, Pflegeleistungen als Teil der Versorgung miteinzubeziehen. Aus diesen Gründen 
schlägt economiesuisse vor, auch den Minderheitsantrag abzulehnen und auf die Vorlage vollständig 
zu verzichten. 
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Wir bedanken uns für Ihre Kenntnisnahme und stehen Ihnen für Fragen gerne zur Verfügung. 
 
Freundliche Grüsse 
economiesuisse 
 
 
 
 
 
 
 
Dr. Stefan Vannoni 
Stv. Leiter Allg. Wirtschaftspolitik &  
Bildung  

Dr. Fridolin Marty 
Leiter Gesundheitspolitik  
 

 


